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Amtlicher Teil .
Verfassung und Schulgesetz .

** Auf Grund der Verhandlungen des Ministeriums des
Kultus und Unterrichts mit dem Verfafsungsausschutz des
Landtags über die Einwirkung der 88 H und IS der Bel¬
astung auf das Schulgesetz werden vom Ministerium des
Kultus und Unterrichts folgende Bestimmungen getroffen :

Zu Z 11 der Verfassung :
Die Bestimmung über Verheiratung in Z 121, 1 des Be-

amtengesctzcs steht mit der Verfassung nicht im Widerspruch.
Dabei kann Ä>er die Verehelichung als solche noch keinen
Grund für den Widerruf der etatmäßigen Anstellung oder der
Verwendung in nichtetatmätziger Stellung bieten ; die Ver¬
heiratung soll aber auch keinen Anspruch auf besondere Ver¬
günstigungen begründen . Es muß deshalb auch von der ver¬
heirateten Frau die Erfüllung ihrer dienstlichen Verpflichtun¬
gen in vollem Umfang verlangt werden , auch muß die Ver¬
waltung über die verheirateten Beamtinnen wie über männliche
Beamte verfügen können. Wenn der Durchführung dieser
Forderungen aus der Verehelichung Schwierigkeiten entstehen,kann die etatmäßige Anstellung oder die nichtetatmäßige Ver¬
wendung einer Frau widerrufen werden . Die Bestimmun¬
gen der Gehaltsordnung und des Schulgesetzes über die Re¬
gelung der Bezüge der Frauen stehen mit § 11 der Ver¬
fassung insofern nicht im Widerspruch, als dabei die Grün¬
dung einer Familie durch den verheirateten Mann als Regel
unterstellt ist (beide Fragen werden bei der Revision der
Gehaltsordnung und des Schulgesetzes noch geprüft ) .

Zu Z 19 der Verfassung :
*

Zu Absatz 3 :
Die Erklärung eines Lehrers , daß die Ertei¬

lung des Religionsunterrichtes seiner religiösen
Überzeugung widerspreche , muß beim Kreisschulamt , an
Volksschulen der Städteordnung beim Volksschulrektorat, an
Höheren Lehranstalten bei der Direktion schriftlich eingereichtoder mündlich zu Protokoll gegeben werden . Die Ecllärungwird in Urschrift dem Ministerium vorgelegt. Gleichzeitigwird die örtliche KirchenbehöNde von der Erklärung ver¬
ständigt . -

Das Kreisfchulamt ordnet die Einstellung des Religions¬
unterrichts durch den Lehrer an und trifft die zur ander¬
weitigen Versehung des Unterrichts erforderlichen Anordnun¬
gen. Sind an der Schule weitere Lehrer des betreffenden
Bekenntnisses angestellt, die zur Erteilung des Religionsunter¬
richtes befähigt erklärt sind , so werden diese bis zu der in:
Schulgesetz Gezeichneten Grenze von 6 Wochenstunden heran¬
gezogen. Filidet sich ein Lehrer freiwillig zur Übernahme
einer größeren Zahl von Religionsstunden bereit , so wird
von solchem Anerbieten Gebrauch gemacht; dem von der Er¬
teilung des Religionsunterrichts befreiten Lehrer werden
Unterrichtsstunden des hilsweise zugezogenen Lehrers zuge¬
wiesen. Ist der Lehrer der ' einzige Vertreter seines Be¬
kenntnisses an der Schule, so wird das Ministerium über
die anderweitige Versehung des Unterrichts entscheiden.

Die Befreiung von Schülern vom Religions¬
unterricht darf nur erfolgen, wenn der Erziehungsberech¬
tigte erklärt , daß die Teilnahme am Unterricht seiner religiö¬
sen Überzeugung widerspricht. Die Erklärung muß schrift¬
lich oder mündlich zu Protokoll gegeben werden . Ergibt sich
bei Prüfung der Erklärung kein Anlaß zur Beanstandung ,
so wird der Schüler vom Religionsunterricht befreit , wovon
der Religionslchrer und die örtliche Kirchenbehörde verständigt
werden . Diese Vorschriften werden auch auf die Abgabe der
Erklärung eines religionsmündigen (d . i. 16 Jahre alten )
Schülers , daß die Teilnahme am Religionsunterricht seiner
religiösen Überzeugung widerspreche, angewandt . In diesem
Fall wird der Erziehungsberechtigte von der Erklärung ver¬
ständigt.

Zu Absatz S :
Die nähere Festsetzung darüber , auf welche Zeit der Be¬

such der Volksschule sich erstreckt , bleibt späterer Regelung durch
oas Schulgesetz Vorbehalten. Einstweilen erstreckt sich die
Vorschrift auf den in der Verordnung vom 18. September
1809 (Einrichtung der Höheren Lehranstalten ) vorgesehenen
Zeitraum von 3 ^ Jahren . Es sind deshalb alle staatlichen
Schuleinrichtungen , die lehrplanmäßig -als Ersatz für den
Besuch der 4 unteren Jahrgänge der Volksschule gelten , weil
in Widerspruch mit der Verfassung mit deren Inkrafttreten
aufgehoben. Die Vorschulen der Höheren Mädchenschulenund die Seminarübungsschulen können nur als Abteilungder Volksschule erhalten bleiben ; diese besonderen Schul¬
einrichtungen müssen wie die Volksschulen allen Schülern
zugänglich sein. In die Vorschulen der Höheren Mäd¬
chenschulen müssen, so lange sie als getrennte Abteilungen
her Volksschule noch foktbestehen, auch Mädchen zugelaffen
Werden , die nicht in die Höhere Mädchenschule übertreten .

Die in Z 3 Abs. 3 des Schulgesetzes festgesetzte Verpflich¬
tung zum Besuch von Privatunterricht für Schüler , die an
körperlichen oder geistigen Gebrechen leiden, bleibt bestehen.
Ebenso ist die private Unterweisung von schulpflichtigen Kin¬
dern gestattet, wenn sie nach bezirksärztlichem Zeugnis wegen
krankhaftem Zustand die Schule nicht besuchen können.

Zu Absatz 7 :
Mit dieser Bestimmung find die entsprechenden Vorschrif¬ten des Schulgesetzes außer Kraft getreten . Eine Erhebung

von Schulgeld findet daher an allen Volksschulen wie
an den noch bestehenden Vorschulen nicht mehr statt . Unent¬
geltlich sind auch die sonstigen unterrichtlichen Veranstaltun¬
gen der Volksschule , für tue seither ein höheres als das gesetz¬
lich festgesetzte Schulgeld erhoben werden konnte. Ausge¬
nommen hiervon sind die Bürgerschulen für Knaben und
Mädchen mit dem Lehrplan Höherer Lehranstalten . An die¬
sen Anstalten kann Schulgeld forterhoben werden , jedoch nur ,

soweit es sich um den Besuch von Klassen handelt , die nachdem Lehrplan einer Höheren Lehranstalt eingerichtet sind .
Wegen Schulgeldb esreiung tüchtiger und bedürftiger Schü¬ler der Höheren Lehranstalten und der Bürgerschulen werden
noch besondere Bestimmungen erlassen.

Die UrartoSelerzeugung.
** Der Höchstpreis vom 1. Juli 1919 an gilt auch für die

in Mistbeeten, Treibhäusern und gartenmäßigen Kulturen ge¬
zogenen Kartoffeln . Wegen der Bewirtschaftung der Früh¬
kartoffeln und der Preise ist zu bemerken:

Die zu früh geernteten Kartoffeln enthalten
nicht dieselbe Menge an Nährstoffen wie die ausgewachsenen
Früchte ; sie verderben leicht und können die Gesundheit schä¬
digen. Außerdem wird durch vorzeitige Lieferung von Herbst¬
kartoffeln als Frühkartoffeln , die Abgabe von Spätkartoffeln
beeinträchtigt . Die Bürgermeisterämter haben streng darüber
zu wachen , daß eine Aberntung der Frühkartoffeln vor der
Reife nicht erfolgt .

Die Umlegung der Frühkartoffeln auf die Überschuß - und
Bedarfsverbände wird durch die Badische Kartoffel¬
versorgung erfolgen.

Die noch mit alten Kartoffeln eingedickten Selbstver .
fsrger und Versorgungsberechtigten können 'erst nach Beendi-
gung des Zeitraums , für den sie mit ihren Vorräten auszu¬
reichen haben , Kartoffeln neuer Ernte beanspruchen.

Die Kleinverkaufspreise sind möglichst niedrig zu
halten und bei Senkung des Erzeugerpreises jeweils entspre¬
chend zu ermäßigen -

Falls ^ für den Herbst ein befriedigender Kärtoffelausfall zu
erwarten steht und reichsrechtliche Vorschriften kein Hindernis
bereiten , ist das Ministerium des Innern gewillt, das Be¬
zugscheinverfahren auch für die Winterversorgung
1919/1920 wieder zuzulassen .

Der Telegrammverkebr lm besetzten
Gebiet.

Zu den für den privaten Telegrammverkehr geöffneten
Telegraphenanstalten in der britischen Zone des besetzten
deutschen Rheingebiets treten hinzu : Bornheim Kr . Bonn ,Cöln -Dellbrück , Foche bei Solingen , Hoffnungsthal Bez. Cöln,
Langenfeld Rheinland , Meckenheim Bez. Cöln, Wahn Rhein¬
land .

In Angelegenheiten der Schiffahrt (Hochwassermeldungen,
Schiffahrtsnachrichten usw .) sind folgende Orte zum Tele¬
grammverkehr neu zugelassen : Urfeld Kr . Bonn , Weiß
Kr . Cöln.

Das . Merkblatt über den Post-Telegramm - und Fernsprech¬
verkehr mit den von feindlichen Truppen besetzten deutschen
Gebieten " unter »B . Telegramm - und Fernsprechverkehr" in
Sp . Bemerkungen bei der britischen Besatzungszone ist hiernach
zu vervollständigen.

Ikelseverkebr mit dem von den Dolen
besetzten Gebiet der Drovinz Dosen .
** Das polnische Oberkommando in Posen hat

hierzu folgendes verfügt :
»Die Einreise Deutscher, auch Frauen und Kinder , nach

dem von den polnischen Truppen besetzten Gebiet ist nach
Anordnung des Oberkommandos in Posen verboten . Wer
sich trotzdem in das besetzte Gebiet begeben will, setzt sich der
Gefahr der Internierung aus , oder er wird zu Fuß noch
an demselben Tage über die Postenkette geschafft."
Das Kriegsministerium hat darauf für die Ausreise

nach den und die Einreise aus den von den Polen besetzten
Gebieten der Provinz Posen angeordnet.

Zur Ausreise ist die Genehmigung des für den Wohn¬
sitz oder ständigen Aufenthaltsort des Antragstellers zustän -
dtgen Generalkommandos notwendig. Für die Be¬
urteilung des Reiseantvags hat sich das Generalkommando
der Hilfe der zuständigen Polizeiverwaltung zu bedienen.
Richtdeutsche Personen ist die Ausreise nur dann zu
gestatten, wenn mit der Reise dauernde Übersiede¬
lung in das von den Polen besetzte Gebiet verbunden ist.
Deutschen , die trotz des oben angeführten Befehls des
polnischen Oberkommandos auf eigene Gefichr die Reise in
das von den Polen besetzte Gebiet unternehmen wollen, ist
seitens der Generalkommandos die Ausreise nur dann zu
verweigern , wenn erhebliche Bedenken gegen die Person des
Antragstellers oder gegen den Reisezweck vorliegen.

Die Einreise ist ohne Genehmigung deutscher Dienst¬
stellen nur für solche Deutschen zulässig , die die besetztenTeile der Provinz Posen bis auf werteres verlassen wollen
oder im amtlichen Aufträge reisen ; alle übrigen Personenhaben Einreiseanträge an die Bahnüberwacchingsstelle in
Kreuz zu richten, dre sie weiter vermittelt .

Die von den militärischen Stellen zugehenden Gesuche um
Erteilung der Einreiseerlaubnis in das von den -Polen be¬
setzte Gebiet der Provinz Posen werden von den Bezirks¬ämtern mrt besonderer Sorgfalt geprüft . Entscheidend fürdre Frage , ob ein Antrag auf Einreise zu befürworten ist.muß der Gesichtspunkt sein, ob ein deutsches Interesse fürdre Einreise vorliegt. Dabei kann es nicht genügen , wenn
lediglich das Interesse darin besteht , daß etwa ein deutscherUnternehmer zur Ausführung eines ihm in den besetzten Ge¬bieten erteilten Auftrages einzureisen wünscht . Maßgebendmutz fern, ob ein überwiegendes Interesse der deutschen All-
gemeinheit diesseits der Demarkationslinie besteht für die
Einreise in das Aufftandsgebiet.

Die neuen Lteuergesetze .
Der frühere Reichsminister der Finanzen , Dr . Dernburg ,

hat in seinem am 2. Mai d. I . in der Berliner Handels¬
kammer gehaltenen Bortrage den lebensnotwendigen JahreS -
bedarf des Reiches ohne die uns aus dem Friedensvertrage er¬
wachsenen Erfordernisse auf 17 (4 Milliarden Mark berechnet,von denen — wie der Minister ausführte — prüter propter12 Milliarden ! Mark noch durch Steuern auszuschreiben und
zu decken sind. Durch die Erträgnisse , die aus den jetzt der
Nationalversammlung zugegangenen Steuergesetzentwürfen zuerwarten sind, wird nur ein kleiner Teil der Reichsausgabe»
Deckung finden können, so daß nach der Erledigung der jetzige«.
Vorlagen sehr große weitere Arbeit zur Herstellung des Gleich»
gewichts im Reichshaushalt zu leisten bleibt.

Drei von den Gesetzentwürfen, mit denen sich die Nationale
Versammlung zu beschäftigen hat, schaffen keine dauernde«
Einnahmequellen : der Entwurf eines Gesetzes über eine außer¬
ordentliche Kriegsabgabe für das Rechnungsjahr 1919, der
Entwurf eines Gesetzes über eine Kriegsabgabe vom Bermön
genszuwachse und der Entwurf eines Rahonsteuergesetzes.

Der Entwurf eines Gesetzes über eine außerordentlich«
Kriegsabgabe für das Rechnungsjahr 1919 und der Entwurf !eines Gesetzes über eine Kriegsabgabe vom Vermögenszu»
wachse waren bereits vor einiger Zeit der Öffentlichkeit über¬
geben worden ; die jetzt der Nationalversammlung zugegange¬nen Entwürfe dieser beiden Gesetze zeigen gegenüber de«
ersten Entwürfen einige wesentliche Abweichungen , die her¬
vorgetretenen Wünschen Rechnung tragen . Auch in ihrer teil¬
weisen veränderten Form schließen sich die Entwürfen zu bet»
den Gesetzen in ihrem Inhalte in mehrfacher Hinsicht a« die
seither erlassenen Gesetze über die Besteuerung der Kriegs»
gewinne und die Erhebung von Kriegsabgaben an.

Der Entwurf eines Gesetzes über eine außerordentlich«!
Kriegsabgabe für das Rechnungsjahr ISIS will im Anschlußan das Gesetz über eine außerordentliche Kriegsabgabe fürdas Rechnungsjahr 1918 (vom 26. Juli 1918) die Erhebungeiner Kriegsabgabe von dem vornehmlich im Jahre 1918 er¬
zielten Mehreinkommen der Einzelpersonen und von dem im
fünften Kriegsgeschästsjahre erzielten Mehrgewinn der Ge¬
sellschaften verschreiben. Dementsprechend zerfällt der Gesetz¬
entwurf in zwei Hauptteile ; erstens in die Abgabepflicht der
Einzelpersonen und zweitens in die Abgabepflicht der Gesell,
schäften. Das Mehreinkommen, das die Einzelpersonen gegen¬über dem im Gesetzentwurf näher bezeichneten Friedensein »kommen erzielt haben, soll, soweit es 3000 Mark übersteigtmit einer Steuer belegt werden, die für die ersten 10 000 Maä
5 v. H. beträgt und auf Grund eines Staffeltarifs bis auf60 v . H. an steigt. Vom Mehrgewinn , den die Gesellschaftenim fünften Kriegsgeschäftsjahr erzielt haben, ist eine Abgabebis zu 80 v. H . zu bezahlen, während nach dem Gesetz über
eine außerordentliche Kriegsabgabe für das Rechnungsjahr1918 die höchste Abgabe 60 v. H . betrug.

Der Entwurf des Kriegsabgabengesetzes für 1919 will zwardie Kriegsgewinnbesieuerung der Gesellschaften , nicht aber
auch die der Einzelpersonen abschließend regeln. Diesem
Zwecke soll vielmehr der Entwurf eines Gesetzes über eine
Kriegsabgabe vom Bermögrnszuwachse dienen, der sich daher
aus die Besteuerung der Einzelpersonen beschränkt . Sie habeneine Abgabe von dem in der Zeit vom 31. Dezember 1913 bis
zum 31 . Dezember 1918 erzielten Vermögenszuwachse, soweiter den Betrag vom 6000 Mark übersteigt, zu zahlen. Dabei
wird die auf Grund des Kriegssteuergesetzes vom 21. Juni
1916 und auf Grund des Gesetzes über die Erhebung eines
Zuschlags zur Kriegssteuer vom 9 . April 1917 gezahlte Steuer
von dem auf Grund des neuen Gesetzes zu zahlenden Betragein Abzug gebracht , über die Höhe der Abgabe bestehen zwi¬
schen der Regierung und dem Staatenausschusse Meinungsver¬
schiedenheiten. Die, Regierung will , daß jeder Vermögenszu¬
wachs, der den Betrag von 204 500 Mark übersteigt (einschließ¬
lich der abgabefreien 5000 Mark ), restlos erfaßt wird. Der
Staatenausschuß will, daß die vollständige Wegsteuerung erst
beim Vermögenszuwachse von 440 500 Mark eintritt . Von
den neu in den Entwurf gekommenen Bestimmungen ist be¬
sonders die bemerkenswert , daß die seit dem 31. Dezember
1918 eingetretenen Verluste berücksichtigt werden sollen.

Von dem Rayonsteuergesetz wird weiter unten gesprochen :
von den Gesetzentwürfen , tue dem Reiche dauernde Einnahme »
zuführen sollen, ist in erster Reihe der Entwurf eines Erb¬
schaftssteuergesetzes zu erwähnen . Er sieht den Ausbau der be.
stehenden ErLschastsbesteuerung im Sinne ihrer Ausdehnung
auf das Gatten - und KindeSerbe und der verschärften Heran¬
ziehung der entfernten Verwandschaftsfrage vor , ferner eine
entsprechende Erweiterung der Schenkungssteuer. Die Erban¬
fallsteuer soll nach den persönlichen Verhältnissen des Erwer¬
bers zu dem Erblasser in 6 Klassen erhoben werden. Die
Steuer ist je nachdem niedriger oder höher , ob der Erwerber
in näherem oder entfernteren oder gar keinen Verwandtschafts,
beziehungen zu dem Erblasser steht . Die Steuer soll ferner
nicht bloß nach der Höhe des Erwerbes , der dem einzelne«
Erben zufällt , bemessen werden, sondern es soll auch das beim
Erbanfall bereits -vorhandene sonstige Vermögen des Erben
berücksichtigt werden . Bei großen Erbanfällen und großen be.
reits vorhandenen Vermögen kann die Steuer annähernd bis
auf 75 v . H. und unter Hinzurechnung der weiter unten er¬
wähnten Nachlaßsteuer bis zu einem Höchstsätze von fast 80 v.
H . hinaufgehep . Dem Erwerbe von Todes wegen wird der
Erwerb durch unentgeltliche Zuwendungen .unter Lebende«
gleichgestellt. Es mußte jedoch hier rückwirkend auch für eine
Besteuerung derjenigen Schenkungen Sorge getragen werden,
die in den letzten Jahren —< vielfach in der Erwartung , dadurch
Steuern ersparen zu können — vorgenommen wurden. Dem»
entsprechend sollen alle Schenkungen, die nach dem 31. Dezem»
ber 1916 erfolgt sind , dem neuen Gesetz unterworfen sei« ,
Schließlich ist in dem Entwurf eine Nachlaßsteuer vorgesehen ^



Li« ein« Besteuerung des gesamten Vermögens des Verstorbe¬
nen , das Lei seinem Ti^>e vorhanden ist, betrifft .

Der Entwurf eines Grnndwrchfelsteuer- esetzes, der nächst-
dem zu erwähnen ist , weil die verschiedenen Abgaben, die jetzt
vom Reiche , von den Bundesstaaten und Kommunen beim
Grundstücksumsatze erhoben werden, vereinheitlichen. Es soll
in Zukunft beim Eigentumsübergang die Grundwechselsteuer
des Reichs, und zwar in Höhe von 4 v . H . des gemeinen Wer¬
tes des Grundstückes erhoben werden, an der dann die gegen¬
wärtigen Steuergläubiger verhältnismäßig beteiligt werden
würden . Ferner ist vorgesehen eine einheitliche periodische
Besteuerung gebundener Grundstücke oder von Grundstücken,
die im Eigentum von Personenvereinigungen usw . sich befin¬
den (Besteuerung der »Toten Hand"

) , wenn 2l> Jahre seit dem
letzten steuerpflichtigen Besitzwechsel oder dem letztmaligen Ein¬
tritt der Steuerpflicht gemäß den Vorschriften des Entwurfes
verflossen find. Die Steuer soll hier 2 v. H. betragen . Neben
der Vereinheitlichung der Abgabe bringt der Entwurf dem
Grundstücksmarkt insofern eine wichtige Erleichterung , als
unter gewissen Voraussetzungen die Erwerber von Grund¬
stücken, die gleichzeitig Hypothekengläubiger sind, steuerlich be¬
vorzugt werden sollen .

Der Entwurf eines RayonsteuergesetzeSwill eine einmalige
Abgabe aus solches Grundeigentum legen, das sich in der
Umgebung von Festungen befindet, bisher infolgedessen ge-
Wifsen Beschränkungen unterworfen war , nunmehr aber , va
eine baldige Beseitigung der Festungsanlagen in weitem Um .
fange wahrscheinlich ist, von den Beschränkungen befreit wird
und somit einen unerwarteten Wertzuwachs erfährt . An die¬
sem Wertzuwachs das Reich zu beteiligen, ist schon deshalb
berechtigt, weil seinerzeit den Grundbesitzern nach dem Reichs¬
gesetz vom 21 . Dezember 1871 für die Beschränkungen ihres
Eigentums volle Entschädigung in Kapital oder Rente zu ge¬
währen war .

Im Entwurf eines TabaksteurrgesetzrS wird eine Neugestal¬
turig der Tabakbesteuerng in der Richtung vorgeschlagen, daß
Von allen Tabakerzeugnifsen eine nach ihrem Kleinverkaufs¬
preise abgestufte Verbrauchsabgabe unter Verwendung von
Steuerzeichen erhoben werden soll. Die Besteuerung des in¬
ländischen Rohtabaks soll beseitigt werden, wodurch die Herstel¬
lung der billigeren Zigarren erleichtert wird, und vom aus¬
ländischen Rohtabak soll unter Aufhebung des Wertzuschlages
lediglich ein Gewichtszoll in der Höhe zur Erhebung gelangen ,
wie er zum Schutze des heimischen Tabakbaues notwendig ist.
Die Berbrauchsabgabesätze für Zigarren bewegen sich in 22
Abstufungen zwischen 8 Mark für 100 Stück und 500 Mark für
1000 Stück je nach der Höhe der Klcinverkausspreise . Bei den
Zigaretten soll der durch das Gesetz vom 12 . Juni 1016 einge¬
führte Kriegsaufschlag mit der Zigarettensteuer vereinigt wer¬
den und darüber hinaus ein« weitere Abgabenerhöhung ein-
»reteri. Die Abgabesätze für Zigaretten bewegen sich in 11 Ab¬
stufungen zwischen 10 Mark für 1000 Stück ( bei Zigaretten bis
zu 3 Pfennig das Stück) und 140 Mark für 1000 Stück (bei
Zigaretten von über 25 Pfennig das Stück) . Nach dem jetzt
Mltigen Gesetze tritt der gegenwärtig höchste Steuersatz (einschl .
Kriegsaufschlag 40 Mark ) bereits bei einem Preise von über
70 Mark für 1000 Stück ein ; das ist angesichts der Preisent¬
wicklung auf dem Zigarettenmarkt nicht mehr gerechtfertigt.
Aber diese Angaben hinaus enthält der Entwurf eine ganze
Reihe von Bestimmungen , die beweisen, daß die neuerlich not¬
wendig gewordene Belastung der Tabakerzeugnisse mit den be¬
rechtigen Interessen der Tabakindustrie und des Handels in
Übereinstimmung gebracht werden soll .

Auch eine Erhöhung der Zuckerst« »rep wird notwendig. Sie
soll statt 14 Mark in der Folge 30 Mark für 100 Kilogramm
Reingewicht betragen . Das würde einer Erhöhung des Klein¬
handelspreises um 8 Pfennig für das Pfund gleichkommen —
«ine Belastung , die sehr gering ist, wenn man bedenkt , mit
Welchen Preissteigerungen während des Krieges leider .gerech¬
net werden muß .

Auch die Belastung , die sich aus der geplanten Zündwaren -
struer ergibt , kann nicht als unerträglich bezeichnet werden, zu.
mal , wenn man in Betracht zieht, daß sich die Bevölkerung in
Kriegszeiten für Zündwaren mit weit höheren Preisen abge¬
funden hat, als st« einschließlich der Steuer nach der Wieder¬
lehr normaler Zeiten zu erhoffen find. Es soll nämlich die
Steuer für Zündhölzer und Zündkerzchen verdoppelt werden,
so daß z . B. für Schachteln mit 30 bis 60 Zündhölzern die
Steuer 3 Pfennig für sÄw Schachtel , für Schachteln mit
SO oder weniger Zündkerzchen 10 Pfennig für jede Schachtel
beträgt . Außerdem werden zum Schutze der Zündholzindustrie
« nd des Ertrages der Zündwarensteuer neu die Feuerzeuge
zur Besteuerung herangezogen. Auch eine Erhöhung des,Ein¬
gangs zolls für vom Ausland eingeführte Zündhölzer und
Zündkerzchen ist vorgesehen.

Der Entwurf eines Bergnügungssteukrgesetzes sieht vor, daß
alle von Bundesstaaten , Gemeinden und Gemeindeverbänden
erlassenen Vorschriften, nach denen eine Vergnügungssteuer
erhoben wird, unwirksam werden. An deren Stelle soll die
Reichsvergnügungssteuer treten , von deren Ergebnis die Hälfte
dem Reiche zufließen soll . Es werden von der Steuer all«
Veranstaltungen getroffen werden, die den Zweck haben , zu
unterhalten , zu ergötzen, zu erbauen oder zu belehren , aus¬
genommen solche, die lediglich dem Unterricht in Unterrichts¬
anstalten dienen . Die Erhebung der Stauer erfolgt als Karten ,
steuer , wenn von den Teilnehmern der Veranstaltung Ein¬
trittsgeld zu entrichten ist, als Pauschsteuer (nach dem Flächen¬
raum ) , wenn kein Eintrittsgeld erhoben wird.

Das Kartenspiel soll ebenfalls in Zukunft steuerlich höher
Gelastet werden . Die jetzige Reichsstempelabgabe von 30 Pfen .
nig bezw. 50 Pfennig für Spielkarten ist bereits seit dein
Jahre 1878 in Kraft , hat also seit mehr als 40 Jahren keine
Erhöhung erfahren . Me Steuer soll sich in der Folge für
Kartenspiele von mehr als 24 bis einschließlich 48 Blättern
auf 2 Mark belaufen ; für Kartenspiele mit weniger Blättern
bezw. mit mehr Blättern ermäßigt sich oder erhöht sich der
Satz . Auch die vom Auslande eingeführten Spielkarten sind
der Steuer unterworfen - sie werden überdies einen erhöhten
Eingangszoll zu tragen haben.

politische Neuigkeiten .
Der Urongress der englischen Arbeiter¬
partei kür Revision des Gewaltkrledens.

Nach einer Reutermeldung aus Southport wird in einer
Entschließung der Arbeiterkonserenz, in der die rasche Auf¬
nahme Deutschlands in den Völkerbund und die sofortige
Revision der Bestimmungen des Friedensvertrages verlangt
wird, die Arbeiterbewegung aufgefordert , im Einvernehmen
mit der Internationale eine energische Aktion zu beginnen,
um die Unterstützung der Völker für diesen Schritt zu gewin¬
nen . In der Nachmittagssttzung hat die Konferenz die Frage
der nationalen Geldmittel böharÄelt und sich für eine aus¬
giebige Abgabe von großen Vermögen zur Verminderung der
Staatsschulden , zur Begründung einer Nation «lbank durch
die Regierung und für die Verstaatlichung der Produktions¬
mittel ausgesprochen. Renaudel (Franzose ) erklärte , er hoffe,
daß die englische Arbeiterpartei in einigen Jahren die Re¬
gierung werde übernehmen können. Der Friedensvertrag
V >d der Völkerbund entsprächen nicht den Anforderungen und

Bestrebungen der arbeitende » Klaffen Frankreichs und Eng¬
lands . Sie müssen so abgeändert werden, daß sie eine Ga -
rantie für die Dauer deS FriedenS bilden. Es sei die Pflicht
d«« Sozialisten, ungefchrh«» zu machen, « aS in BerfailleS
schlecht gemacht worden fei. Der Versailler Friede fei kein
Frieden und die Deutschen würden durch ihn in jeder Hin¬
sicht den anderen Völkern gegenüber in Nachteile gestürzt.
Augenblicklich seien alle Länder Europas voll von „Preußen ".
Der Sekretär des französischen allgemeinen Arbeiterbnndes ,
Jonhanx , sagte : Der Friedensvertrag ist das Gegenteil von
dem, worauf die Völker hofften und was die Regierungen
versprochen haben . Er kann leicht zu einem neuen Kriege
führen .

DleFrledenskommlsslonderkranzöslscben
Nammer.

* Die parlamentarische Kammergruppe bestimmte vorgestern
ihre Kandidaten für dre Friedenskommission, die etwa 60 Mit .
glieder zählen wird . Die Kommission besteht auf weitgehen¬
den Entschädigungen und wird verlangen , Deutschland nicht vor
dem Tage in den Völkerbund aufzunehmen , an dem es nicht
volle Garantien leisten kann, daß es den Frieden nicht mehr
stören werde. Die größere Mehrheit der Friedenskommisfion
wird der Ratifizierung des Vertrages zustimmen .

Flucbt des deutschen Brronprinzen?
* In den englischen Kreisen der Friedensdelegation geht

lt . Ag . Havas das Gerücht, daß der ehemalige deutsche Kron¬
prinz aus Holland entflohen sei . In Paris ist eine Bestä¬
tigung noch nicht eingetroffen .

Lin Gesetz über eine grosse Vermögens¬
abgabe.

* Die »Börsenzeitung " ist in der Lage, die Nachricht zu be¬
stätigen . daß eine Vorlage über eine große Vermögensabgabe
in Vorbereitung ist. Die Arbeiten sind bereits soweit borge-
schritten, daß diese bedeutungsvolle Steuervorlage noch im
Laufe der nächsten Woche das Reichskabinett beschäftige und
wahrscheinlich noch vor Ferienbcginn der Natonalversammlung
eingebracht werden wird . Die Vermögensabgabe soll einen
Betrag von 70 bis SO Milliarden Mark erbringen . Der Pro¬
zentsatz wird daher nicht unerheblich sein.

Damburg in der Dand der Ikegierungs -
truppen .

* Der Hamburger Spartakistenputsch ist nied-: rgeworfe,i .
Die „ Bad . Pr . " meldet darüber unterm 27 . : In den srühtn
Morgenstunden haben sich die Regierungstruppen der Stodt
Hamburg bemächtigt. Infanterie und Artillerie find in Ham¬
burg ringezogen. Soweit bis 8 Uhr früh Meldungen vorliegen ,
ist es zu irgend welchen Zusammenstößen nicht gekommen. Die
bewaffneten Arbeiter werden aufgefordert , bis heute abend
9 Uhr die Waffe« abzuliefer«, andernfalls wird nach dem
Standrecht verfahren . Die militärischen Operationen i« Ham-
bürg leitete Generalleutnant Mrngelbier . Um S Uhr vormittags
haben Regierungstruppen den Hafen besetzt und die im Hafen
liegenden Lebensmittelschiffe und Vorräte unter militärische»
Schutz genommen. Generalleutnant Mengelbier hat auf Grund
der ihm von der Reichsregierung erteilten Vollmachten die Ver¬
haftung der Vorsitzenden der Arbeiterräte , soweit sie an der
gewaltsamen Übernahme der Regierungsgewalt in Hamburg
mitgewirkt haben, angeordnet .

Aus Befehl des tonmnandierenden Generals wurde über
das Gebiet von Groß -Hamburg und Umgebung der Belage¬
rungszustand verhängt . Die vollziehende Gewalt geht damit
auf den militärischen Befehlshaber über .

Die Streikbewegung in preussen .
* Die »Neue Berliner 12-Uhr-Mittagszeitung " meldet : Der

Eisenbahnerstreik ist in Berlin erklärt . Es streiken 20000
Mann . Der Streik hat sowohl eine politische , wie auch wirt¬
schaftliche Tendenz.

Dem W.T .B . zufolge wurde am Freitag 2ZH Uhr morgens
auf das Gebäude des Ministeriums der öffentlichen Arbeiten
in Berlin , wo seit gestern nachmittag bis in die späten Abend¬
stunden Einigungsverhandlungen zwischen der Regierung und
den Eisenbahnern stattfanden , ein Attentat begangen. Nach¬
dem vier Gewehrschüsse abgefeuert waren , warfen unbekannte
Täter eine Bombe gegen das Gebäude, wodurch in den Mini¬
sterien und in den angrenzenden Gebäuden etwa 200 Fenster¬
scheiben in Trümmer gingen.

* Der am Freitag in Berlin zusammengetretene ordentliche
Bundestag des Gewerkschastsbundes deutscher Eisenbahnbe¬
amter erklärt , daß die im Gewerkschaftsbund organisierten
Eifenbahnbqamten dem jetzigen wilden Streik fernstehen . Er
billigt diesen Streik nicht, weil er nicht von der Organisation
ausgeht . Der Gewerkschaftsbund deutscher Eisenbahnbeamien
hat bereits vor diesem Streik und unabhängig von demselben
seine Forderungen auf sofortige Gewährung einer einmaligen
Trnrrungszulage , auf Erhöhung der laufenden Teuerungszu¬
lagen und auf Verringerung der Teuerungsbezirke von 3 auf
2 erhoben. Er wird diese Forderungen mit allen gewerk-
fchaftlichen Mitteln vertreten . Der Gewerkschaftsbund erwar¬
tet daher, daß alle Kollegne sich der Gewerkschaftsdisziplin fügen
und zunächst den Ausgang der vom Bund geführten Ver¬
handlungen abwarten . Es wird ferner erwartet , daß alle
streikenden Kollegen den Dienst sofort wieder aufnehmen . Die
Eisenbahnbeamtenschaft lehnt «S grundsätzlich ab, sich politisch
mißbrauche« zu lassen. Insbesondere hält sie daher einen
Streik im gegenwärtigen Augenblick für unzweckmäßig.

DieAusschreitungen inLsndsberg a. d.M .
* Aus Landsberg a . p . W. meldet das DUB . vom 27 :
Nachdem gestern nachmittag den Plünderungen im Proviarkt -

«nnt durch Eingreifen einer größeren Abteilung des Feldart .-
RegimentS Nr . 54 ein Ende gemacht worden war, dauerte die
Erregung int Laufe des Tages an . Aus einem Zigarren ,
geschäft wurden von halbwüchsigen Burschen am Hellen Tage
Waren im Werte von 1000 M . gestohlen. Es wurde zur Bil -
dulng eiuer Einwohnerwehr geschritten , an der sich außer Tur¬
ner » und Schützen auch die organisierte Arbeiterschaft, Mehr .
heitSsozialistru und Unabhängige beteiligten . Die Einwohner¬
wehr wurde im Laufe des Nachmittags mit Waffen versehen
und bezog Posten am Rathause , am Zeughaus und vor den
öffentlichen Gebäuden . Im Laufe des Abends kam es zu
Tumulte « auf dem Marktplatz, die in Schießereien ausarteten .
Ein Mitglied der Einwohnerwehr wurde erschossen, andere wur -
den verletzt. Später wurde eiu großes Konfektionsgeschäft
vollständig ausgeplündert und die Ladeneinrichtung demoliert .
Die Erregung in Landsberg ist ungeheuer .

Lnde des oberscbleslscben Generalstreiks .
* Über die Streiklage in Oberschtesien ist zu berichten, daß

sämtliche oberschlestsche Gruben voraeitern in den Generalstreik

getreten wärest ^ daß aber gestern überall die Arbeit Wiede«
ausgenommen wurde . Nur noch 20A der Belegschaft de«
»Heinrich Glück"-Grube ist im Ausstand.

Hreglerungswechsel in Ungarn .
* Das »Neue Wiener Taget»! ." erfährt aus Budapest von be¬

sonderer Seite zu den Veränderungen in der RäteregierungL
Im Laufe des Rätekongreffes erklärte der sozialistische Führer ,
daß ein gründlicher Regimewechsel unvermeidlich sei . Sunfh ,der seinerzeit Graf Karolyi veranlaßt hatte , den Kommunisten,
fimwillig die Macht zu übergeben , erklärte in einer vertrau¬
lichen Sitzung , falls Deutschland den Frieden unterzeichne, sei
eS aussichtslos , daß der Bolschewismus dorthin verpflanzt Werve.
Der Volksbeauftragte für Ernährungswese « trat zurück, dal
er die Verantwortung für die Ernährungspolitik der Räte¬
regierung , t 'e vor dem Bankerott stehe, nicht weite über»
nehmen könne. Der Volksbeauftragte für das Finanzwesen
legte fein Amt nieder , lveil er nicht länger ruhig zusehen,
könne, wie Staatsgelder unterschlagen « nd zu Agitation - ,,
-wecken verwendet würden .

Nolscbewistenunruben ln Italien .
* Der „ Avanti" meldet : Die Regierung verhängte über dis

Provinz Padua den Belagerungszustand . Die bolschewistische«
Ausschreitungen der Bauern dauern fort . 10000 Mann sind
zur Wiederherstellung der Ruhe nach dem Distrikt von Paditla
abgegangen . Die Polizei ist gegen die Aufrührer machtlos. I «
Piacena und anderen oberitalienischen Städten herrscht Gärung «

Soldatenmeuterelen ln Lnglsnd .
* In Jurrey Camp in England meuterten nach einer Haa¬

ger T . -U .-Meldung, 4000 Mann . 400 Soldaten wurden vo«
2 dazu bestimmten Bataillonen verhaftet und 800 Mann wur «
den zwangsweise aus dem Lager fortgebracht. Schon vort
10 Tagen hatten die jetzt meuternden Soldaten einen Sol -
datenrat gebildet. Angeblich gehen die Unruhen lediglich voul
früheren Munitionsarbeitern aus die jetzt eingezogen find,
um die in Frankreich stehenden belgischen Soldaten zu er«,
setzen.

Kadiscbe Nebersicbt .
Wadlscber Landtag .

Karlsruhe , 27 . Juni .
In der Nachmittagssitzung beantwortete Unterrichtsminister

Hummel die Interpellation Dr . Königsberger über die Unk»
verfitätsreform . Er begrüßte eine Mitwirkung der Volksver¬
tretung bei der Universitätsreform . Bei der Frage müsse
man den Satz voranstellen : Die Universitäten in Deutsch¬
land find ein Glanzpunkt des deutschen Geisteslebens , uur
den uns das Ausland beneidet. Die Regierung werde tun ,
was ihr möglich ist, um auch Unbemittelten das Hochschul¬
studium zu ermöglichen. Die Kolleggeldfrage wird in kurzer
Zeit befriedigend gelöst werden . Die Unentgeltlichkeit des -
Hochschulstudiums sei aber unter seiner Zustimmung abge-
lehnt worden. Seit 1900 seien 16 Millionen Mark für un¬
sere Hochschulen gestiftet worden . Den Studenten soll eine
größere Anzahl von Rechten im Rahmen der Selbstverwal¬
tung zugestanden werden. Wegen seiner Zugehörigkeit zu
einer besonderen Schule oder Weltanschauung soll niemand
von der Habilitation serngeHalten werden . Auf Wunsch der
Hochschulen ist schon im März für Heidelberg und Freiburg
ein neues Statut erlassen worden ; für Karlsruhe wird dies
in Bälde geschehen . Wir werden nicht alle Weltanschauungen
berücksichtigen können bei der Berufung von Professoren , wie
das die Sozialdemokratie will. Wir haben auf unseren Hoch¬
schulen zu viel spezifiziert. Wir brauchen mehr Synthese .

In der Besprechung der Interpellation wendet sich Abg.
Gvthei« (Dem .) ebenfalls gegen die Spezialisierung . Zwischen
Studenten und Dozenten herrschte ein Vertrauensverhältnis .
In der Wissenschaft muß Konkurrenz sein ; da gibt es keine
Sozialisierung des Geistes. Für den Habilitierten gibt es
kein Recht auf Anstellung. Weltanschauung oder Parteizuge¬
hörigkeit dürfen nicht ausschließen, si - geben aber auch
keinen Anspruch. Redner wendet sich gegen eine frühere
Äußerung des Abg . Wittemann und wirft ihm vor, er habe
seine Lehrer beschmutzt . Dafür wird er vom Vizepräsidenten
gerügt .

Abg . Dr . Schofer (Ztr .) stellt nach dem Stenogramm fest,
was Wittemann s. Zt . gesagt ; es sei etwas anderes , als
was Gothein ihn sagen ließ . Bei den Volkshochschulen müsse
man das Volk, seine Ideale und seine Sprache kennen . EN
habe ihn gefreut , daß der Minister an Stelle des Quantitäts¬
prinzips das Qualitatsprinzip gesetzt wissen wolle. Die Re¬
ligion darf keine Rolle spielen bei der Ablehnung eines Pro -
fessors. Dieser Geist müsse über die Grenzen gejagt werden .
Wir werden ihm zu Leibe gehen, wo wir ihn antreffen , und
wenn nötig , das Universitätsbudget ablehnen . Wir verlangen
größere Klarheit im Hochschulbudget .

In einer persönlichen Bemerkung bedauert Abg . Gothein
seine Entgleisung .

Darauf wird die Weiterberatung auf Dienstag vormittag
v Uhr vertagt .

B Kadiscbe Miocbenriickblicke.
(Der Henkerfriede «nd Baden . — Rene Aufgaben für die
Gemeinden . — Preiswucher «nd Unruhe « auf den Märkte «^

— Ei » badisches MittelstanvSsanatoeium .-
Der 22. Juli 1919, an dem die deutsche Nationalversamm¬

lung unter der Wucht der schwersten Verantwortung , die je
ein Parlament zu tragen hatte , die neue Regierung ermäch¬
tigte , den Henkerfrieden von Versailles zu unterschreiben , war
für unser Badenerland ein -doppelt harter Schicksalstag. Besie¬
gelte er doch zugleich die Abtrennung eines Stücks unserer»
eigenen wirtschaftlich wichtigen Gebietes und die Auslieferung
eines in seiner weit überwiegenden Mehrheit treu zum Vater -
land stehenden Volksteils auf eine Reihe von Jahren hinaus .
Die einzige Hoffnung, die wiO vorerst hegen dürfen , beruht
darauf , daß in Bälde durch die bevorstehende Vereinbarung
über die Handhabung des Besatzungsrechts die Lage der ge¬
treuen Hanauer Bevölkerung erleichtert, ihr freier Verkeher
mit dem Deutschen Reiche zugestanden und so der Weg zu
ihrem Heimatstaate und Volk wieder geöffnet wird . Die Ver¬
sicherung des Staatsministeriums : »Wrr stehen unentwegt
zu dieser , am härtesten betroffenen unserer Bürger " mag d-m>
vom Feind vergewaltigten Sanauervolke die Gewißheit geben,
daß von der Heimat aus alles getan werden wird , was gecig-
net sein kann, sein schweres Los zu erleichtern . Wie notwendig
das sein wird, das ließ sich in diesen Tagen bereits an den
Vorgängen in Kehl erkennen, wo eine Anzahl von Beamten
von den französischen Machthabern verhaftet wurden , Werl
sie ihrer Amtspflicht gegen den Hochverräter Hompa nachge¬
kommen waren . In würdigen , vom Schmerze der ^ unde ge¬
tragenen Worten hat die badische Regierung dem Volke ihre

t Stelluna zu dem erzwungenen Gewaltfrieden dargetatz, der,



Le mit Recht als einen unerhörten Verstoß gegen die Ge¬
honten! der Völkerverständigung, dcS Rechts und gegen daS
Wilson-Programm bezeichnete . Und der Landtag hat in einer
denkwürdigen Sitzung ihrer Kundgebung zugestimmt und
durch den Mund seines Präsidenten erklärte daß er sich nach
der vom Ministerpräsidenten abgegebenen Erklärung einmütig
Hinter die ReichSregicrung und auch hinter die badische Re-

erung stellen werden. ES braucht nicht erst betont zu wer-
n, dost das ganze badische Land diese Meinung teilt .

I >0 Park anz

Mit der Unterschrift, die unsere Delegierten heute in Ver¬
sailles unter das schändlichste Dokument setzen werden , das
teuflischer Hatz und wahnsinnige Verblendung jemals aus -
«ebrütet haben, wird das inhaltsreichste Kapitel deutscher Ge¬
schichte abgeschlossen sein . Jetzt heißt es nicht mehr nach rück¬
wärts blicken, sondern vorwärts in die Zukunft schauen . Die
Besorgnis vor einem feindlichen Einmarsch , die gerade in un¬
serem Grenzland lähmend auf jedermanns Schultern lag , ist
behoben. So treten die großen inneren Aufgaben, die ihrer
baldigen Lösung harren , wieder in den Vordergrund . Welch
Große Anforderungen diese Aufgaben an Staat und Kom¬
munen stellen werden» zeigt u . a . der neue Nachtrag zum
Staatsvoranschlag , der dem Landtag in dieser Woche zuging
und der sehr erhebliche Beihilfen des Staats für ge¬
meindliche Unternehmungen Vorsicht . So werden
U. a . 400 000 M . verlangt als Staatsunterstützung für die
Kreisstraßen und Gemeindewege. Eine halbe Million Mark
wird angefordert für Beihilfen an» Gemeinden und Genossen¬
schaften zur Ausführung von Entwässerungsanlagen und Kul -
lurunternehmungen . Zur Förderung des Kleinwohnungsbaues
will der Staat Beiträge von insgesamt 1 Million Mark und
als Beihilfe zum Aufwand für Erwerbslosenfürsorge 12 Mil¬
lionen Mark leisten. Zur Gewährung von Baukostenzuschüssen
sind 4ch Millionen in den Nachtrag eingestellt. Alles das sind
gewaltige Summen , deren Aufbringung sich aber schwerlich
Wird umgehen lasten. Sie sollten uns erneut dazu mahnen ,
mehr als je an positive , Werte schaffende Arbeit zu denken.»

Leider scheinen sich manche Kreise unseres Volkes noch
immer nicht über den Ernst unserer wirtschaftlichen Lage klar
zu sein. Es wäre sonst undenkbar , daß in unseren Städten
immer wieder Ereignisse eintreten , die einen inneren Neu¬
aufbau erschweren. Es soll hier nicht auf die politische
Seite der tiefbedauerlichen blutigen Mannheimer Er¬
eignisse , die schon an anderer Stelle unseres Blattes be¬
sprochen wurden, eingegangen werden , doch möchten wir im
Inte reffe des Volksganzen auch mit diesen Zeilen an die Be¬
sonnenheit und Eichicht Aller appellieren , die es an der Hand
tzäben , zur Vermeidung von Beunruhigung und Aufregung
der Öffentlichkeit beizutragen . Wie leicht unangemessene Preis¬
festsetzungen und Preisüberschreitungen den Anstoß oder den
Borwand für solche Beunruhigung der Massen geben können,
dafür boten die Mannheimer Vorgänge ein lehrreiches Bei¬
spiel . Es ist daher zu begrüßen , daß die Volkswehren auch
« Karlsruhe und Heidelberg in Liesen Tagen mit
Entschiedenheit gegen den Preiswucher auf den Märkten vor-
gingen . Als verfehlt aber must es bezeichnet werden, wenn .
Wie es in Karlsruhe geschehen ist, daraufhin eine Markt - und
Ladc/ünhabervereinigung den Markt einfach boykottiert und
die Wiederaufnahme ihrer Tätigkeit von der Erfüllung gewis¬
ser an die Regierung gestellter Forderungen abhängig macht.
Vielfach mögen freilich die wahren Ursachen der Wucherpreise
nicht nur in Händlerkreisen, sondern auch in den Kreisen der
Produzenten zu finden sein . Auch diese sollten sich vor Augen
Halten, daß das Treiben zu keinem guten Ende führen kann,
» uf jeden Fall beweist der Wucher, der mit den freigegebenen
Waren betrieben wird» wie gut di« Regierung daran tut , vor»
ISufig an der Zwangsbewirtschaftung der wichtigsten Lebens-
» ittel festzuhalten.

^
Der dieser Tage zusammentretenden Kreisversainmlung in

Mannheim ist ein Antrag zugegangen, der einen Verpfle -
aungszuschutz für Kranke Vorsicht, die aus dem Kreise Mann -
Heim einem demnächst zu errichtenden Sanatorium
für den geistig arbeitenden Mittelstand
Angewiesen werden. Bei der Schaffung dieser Anstalt
Handelt eS sich um ein' Unternehmen von großer Be-
Heutung für Teile unseres Volkes, die sich bislang
Besonderer sozialer Fürsorgemaßnahmen nicht erfreuen
»arften und die in diesen Tagen der wirtschaftlichen
Umwälzung vielfach in eine außerordentlich bedrängte Lage
geraten find . Die Anregung dazu geht auf eine Eingabe
»rS Badischen Landesausschusses für Kommunalwirtschaft und
Kommunalpolitik an den Vorort Offenburg der badischen
Kreise zurück . In dieser war unter Hinweis darauf , daß der
Geistig arbeitende Mittelstand schon vor dem Kriege von der
Hand zum Munde lebte, so daß namentlich in kinderreichen
Familien kaum Rücklagen für die Zeiten der Not gemacht
Werden konnten und oft ein Krankheitsfall genügte , um das
wirtschaftliche Gleichgewicht zu erschüttern , die Errichtung eines
Mttelstandssanatoriums ffir nichtansteckende Kranke vm>
Gesihlagen . Darunter ist zu verstehen ein klinisch eingerich¬
tetes und arbeitendes Krankenhaus für chronisch Innerlich -
kranke aller Art — Lungenkranke mit Ausnahme von Tu¬
berkulösen, Herz-, Nieren «, Magen -, Darm -, Stoffwechsel¬
kranke usw . —. Schon im vorigen Jcchre war der Gedanke
erwogen worden, einen Appell an die öffentlich-rechtlichen
Verbände und die Vertretungen der berührten Berufsstande
sowie an bemittelte Wohltäter zu richten, um einen Fonds
zur Errichtung zunächst einer geeigneten größeren Anstalt zu
Gründen, für die der Kreis Mosbach eventuell ein ge¬
eignetes Gelände innerhalb seines Gebietes unter günstigen
Bedingungen zur Verfügung gestellt hätte . Der Zukunft
wäre es dann zu überlassen gewesen» ob nicht im Hinblick aus
die geographische Gestalt des Landes eine zweite Anstalt im
Ob erlaube anzustreben sein würde . Diesen Gedanken zu
verwirklichen, bietet sich jetzt Gelegenheit , und Zwar ist das
ehemals als Sanatorium errichtete, zuletzt als Offizierslaza¬
rett betriebene Hotel Bellevue oberhalb des Heidelberger
Schlosses dafür in Aussicht genommen, das Raum für 90
Kranke bieten würde. Zur Durchführung eines klinischen
BetriÄes sind unerhebliche Veränderungen und Anschaffun-
Gen nötig, die mit den Renovierungsarbeiten vereinigt wer »
Tn können, welche unerläßlich erscheinen. Von besonderer
Bedeutung ist es aber, daß auch für die ärztliche Versorgung
der Anstalt eine ungewöhnlich günstige Aussicht sich eröffnet .
Pwfeflor Fränkel in Heidelberg wäre bereit , mit seinen
Schülern die ärztliche Leitung des Krankenhauses zu Über¬
namen und würde diese nicht nur auf ärztlich-wissenschaftliche
Versorgung der Kranken, sondern auch gegebenenfalls auf
die soziale Fürsorge der zu Entlassenden ausdehnen . In den
Aufnahmebereich fallen nach seiner Ansicht vom ärztlichen Ge¬
sichtspunkte aus alle Jnnerlich -Chronisch-Kranke mit Aus¬
nahme von Tuberkulösen. Namentlich ist dabei auch an
Schwer-Herzkranke gedacht , denen die Fränkelsche intravenöse
Strophantin -Therapie zugute kommen sollte, die bis jetzt erst
tu Kliniken und Kraickenhäusern durchgeführt wird und die
km übrigen im wesentlichen nur Wohlhabenden möglich war .
Nach zuverlässiger Kostenberechnung würde , unter Berückfich -

. _ „ n, schien die Kreise den Rrstznschuß von
L Mark pro Kch>f und Tag leisten. Der KreÄanSichutz
Mannheim Hat sich, vorbchalüich - er Zustimmung durch die
Kreisversammlung, unter der Voraussetzung , daß das Arzte.
Honorar in dem Verpflegungssätze einbegriffen ist, bereit»
dazu bereit erklärt. Wir begrüßen diesen Entschluß und
hoffen , daß auch die übrigen in Betracht kommenden Kreise
sich in gleicher Weise « » dem sltzialhygienffch hochbedeutsamen
Werke beteiligen. —f.

* Die völkerrechtswidrigen 'lltebergrikkeder
Franzosen im Rrückenkopk Ikebl

scheinen sich fortzusetzen. Bekanntlich haben die Franzosen
drei richterliche Beamt« in Kehl verhaften lassen , die die Ver¬
haftung des Hochverräters Hompa in LegelShurst betrieben .
ES sollen nämlich neuerdings zwei Gendarmen in Kork eben¬
falls von den Franzosen festgenommen worden sein. Offenbar
besWht die Absicht, den Treibereien der hochverräterischenKreise
im Kehler Brückenkopf dadurch freie Bahn zu schaffen , daß
da» vom gangen deutschen Volk geforderte Vorgehen gegen die
Hochverräter durchInhaftierung der damit befaßten Justizorgane
lahmgelegt wird. Die Entrüstung über das völkerrechtswidrige
Verhalten der Franzosen ist allgemein ; die badische Bevöl .
kerung insbesondere unterstützt lebhaft die Bitte der badischen
Regierung an die Reichsstellen, gegen die Übergriffe energisch
zu protestieren und die Haftentlassung der Beamten herbei-
zuführen .

Line französische Siegesfeier im
Dsnauerlsnd .

oc. Nach der deutschen Annahme des Friedens gaben die
Franzosen im Hanauerland , wie aus Griesheim berichtetwird , den Befehl, die Häuser auszufchmücken . Das „Offenb .
Tagbl .

" berichtet dazu, - atz in Griesheim viele Einwohner
iS ablehntrn , die französische Siegesfeier mitzümachen.

Polizei als relne Gemeindeelnricvtnng .
.

* Man schreibt uns :
Zu den Forderungen , die erhoben worden sind zur Neu¬

gestaltung der Verhältnisse, gehört das Verlangen nach rei¬
ner Durchführung der Polizei als Gemeindeeinrichtung an
Stelle der teilweise noch bestehender » Staatspolizei . Vor den
schwerwiegenden Ereignissen der letzten Zeit ist die Ange¬
legenheit zunächst wieder in den Hintergrund getreten ; sie
wird aber zu gegebener Zeit sicherlich wieder in den Brenn¬
punkt des Meinungsaustausches gerückt werden . Vielleicht
empfiehlt es sich aber , gerade jetzt einige grundsätzliche Bemer¬
kungen hierzu zu machen .

Auf den ersten Blick hat die erhobene Forderung zlveif^s-
loS etwa» Bestechendes . Sie scheint ureigener Ausfluß demo¬
kratischen Empfindens zu sein . Bei näherem Zusehen wird
indes diese Annahme nicht haltbar sein können. Soweit der
Gedanke praktisch durchgeführt ist, lassen sich gewisse Nachteile
nicht übersehen. Wohin die Schmälerung der Staatsgewalt
zugunsten der Gemeinden führen könnte , haben allerlei Vor¬
fälle der jüngsten Zeit auch bei uns in Baden gezeigt. Sind
Lies zwar nur vorübergehende Erscheinungen, begünstigt durch
Lockerung des Empfindens für Ordnung und Gemeinfinn ,
lassen sie immerhin in weitem Ausblick erkennen , welche Aus¬
läufe Erschütterungen des Staatsgedankens auch in dieser
Hinsicht zu nehmen vermögen. Aus diesen Begleiterscheinungen
außerordentlicher Verhältnisse ergibt sich klar, daß die For¬
derung einer restlosen Abgabe der Polizei vom Staat an die
Gemeinden eine demokratische Forderung überhaupt nicht fit.
Sie dient letzten Endes nicht dem Bolksgesamtwohl. Sie trägt
den Keim in sich des Kampfes aller gegen alle, wobei an die
Stelle des Einzelmenschen die Einzelgemeinde zu stehen käme.
Soviel zum Wesen der Frage unter dem Gesichtswinkel der
Demokratie .

Verkörpert wird die Gemeindepolizei im Gemeindeoberhaupt .
Gerade diese Verkörperung der aufgeworfenen Frage nach der
praktischen Seite hin hat in manchen Vorgängen eben der
letzten Zeit die Nachteile in Erscheinung treten lassen , die einer
restlosen Entäußerung der Staatspolizei zugunsten der Ge¬
meinden anhaften müßten . Der oberste Polizeibeamte der Ge¬
meinde ist käst der Verhältnisse abhängig von seinen Wäh¬
lern . Gerade dann , wenn es gilt , Anordnungen des Staats
durchzuführen, die im gegebenen Zeitpunkt, nicht etwa den
wirklichen Gemeindeinteressen, aber den augenblicklichen Wün¬
schen der maßgebenden Gemeindekreise undienlich sind, tür¬
men sich die Schwierigkeiten für den Inhaber der Gemeinde¬
polizeigewalt ; sie türmen sich umso höher, je näher der Zeit¬
punkt seiner Neuwahl herangerückt ist. Es wird natürlich
immer von der sittlichen Veranlagung des Einzelnen abhängen ,wie er sich mit diesen Schwierigkeiten abfindet . Die praktische
Auswirkung solcher Schwierigkeiten werden für den Beschauer
wohl mancherorts erkennbar gewesen sein . Entspricht ein
Staatspolizeibeamter den berechtigten Anforderungen der Be¬
völkerung nicht , ist die der Gesamtheit verantwortliche Staats¬
gewalt in der Lage, alsbald Ortsveränderung eintreten zu
lassen.

falls kann , solange man sich in Baden nicht entschlie¬
ßen will, nach württembergischem Vorbild in der Bürgerrnei -
sterfrage die Lebenslänglichkeit zu übernehmen , die reine Ge¬
meindepolizei als Fortschritt Wohl kaum angesehen werden .
Die Nachteile jedoch, di« im übrigen einer Wahl auf Lebens¬
dauer , gerade auch in bewegten Zetten anhaften können, er¬
geben sich ohne weiteres aus den vorhergegangenen Ausfüh¬
rungen .

Ähnliche Erwägungen ließen sich anstellen, wenn man die
Vor - und Nachteile abzuwägen versuchte bei Ernennung oder
bei Wahl der Bezirksverwaltungsbeamten .

Amtmann Adolf Schwarz .

Arbeiter als Gewerbeaukslcbtsbeamte .
* In das^GewerbeaufstchtSamt ist die Einstellung von drei

weiteren A»fsichtSbea« te» geplant ; diese sollen dem Arbeiter¬
stande entnommen werden, wie das schon verschiedentlich im
Landtag gewünscht und auch von den Gewerkschaften aus¬
gesprochen worden ist. Zunächst kommen ein Arbeiter aus
dem Baugewerbe zur Ergänzung des Bauarbeiterschutzes und
zwei Arbeiter für Revisionen vorwiegend im Kleingewerbe in
Frage .

Vereinigung der stsatlicben Sammlungen
in Ikarlsrube .

* Die Regierung beabsichtigt , di« in Karlsruhe untergebrach ,
ten Sammlungen de» Staates in einer Laudessammlung in
dem frühere « Gr,ßh . Schl- ß zu vereinigen. Im Nachtrag
zum StaatsvoranMag find hierfür 100 000 Mark borge-
sehen. Es handelt sich vor allem um die Sammlungen fürAltertum » und Völkerkunde, die bisher im sogen. Samm¬
lungsgebäude untergebracht sind, und um die Sammlungenim Kunstgewerbemuseum. Das Sammlungsgebäude soll fürdie Ausdehnung der Sandesbibliothek dann ganz in Anspruchgenommen werden.

Die Opfer der Mannheimer TllnrubenH
DO. Im Lause des Donnerstags wurden IS bei den Kw«

ruhen vom Samstag ums Leven gekommenen Opfern zqGrabe getragen . Die Bestattungen erfolgten einzeln, die Grab¬
rede wurden jeweils von den Geistlichen des betreffendes
Wohnbezirks gehalten . Die Beteiligung an den Beerdigung»,
feierlichreiten war überaus stark , d,e Teilnehmer waren sehr?
bewegt und ehrten die Ruhe des Friedhofes . Ohne daß Ab¬
sperrungsmatznahmen getroffen waren , verlief alles ruhig . Di«
dem israelitischen Glaube « Angehörigen waren tags zuvor bv-,
stattet worden.

Nene Terrorlslerungsversucbe in
Mannbelm .

oe . Nachdem die Einigungsarbeit des Aktionsausschussesals gescheitert betrachtet werden kann, setzt nach der „ Volts-
stimme" der Parteikampf in den Betrieben in verschärftem
Maße wieder ein . So verlangen neuerdings die Unabhängi¬
gen in der Firma Benz u . Cie . von den Mehrheitssozialisten
die Wwendung von der Politik der Mehrheitspartei , widri¬
genfalls man sie als Mitglieder einer „gelben" Organisation
betrachten und mit ihnen offenen Krieg beginnen werde.
Der „Volksstimme" erscheint es sehr unwahrscheinlich, daß sich
die Mehrheit der Benz -Arbeiter auf diesen Standpunkt stel¬
len wird . Gegenüber dem Neuesten angekündigten Terror
haben die Vertrauensleute der sozialistischen Mehrheitspartei
einen Beschluß gefaßt , in dem erklärt wird, datz sie auf dem
Boden des Erfurter Programms stehen und die Verhandlung
politischer Fragen innerhalb des Betriebs ablehnen.

Missglückter Anschlag der Lörracber
Unabhängigen gegen Scbeidemann .

* Der „Oberländer Bote" in Lörrach meldet: Minister¬
präsident a . D . Scheidemann sollte bei seiner Ausreise in dis
Schweiz von den Führern der hiesigen Unabhängigen So¬
zialdemokraten verhaftet werden, unter der Anschuldigung,
sich den Folgen seiner Politik durch Flucht entziehen zu
wollen . Die Grenzwache vereitelte jedoch die Festnahme und
ließ Scheidemann passieren. »

Kurze Nachrichten aus Waden .
vc . Heidelberg, 28. Juni Die hiesige Klinikerschaft beschloß,den Kandidaten der Medizin Feibrlmann , Bruder des berüch¬

tigten Rechtsanwalts Dr . Feibelmann aus Landau , ans ihre»
Reihe« auszuschtießen, weil er sich für Bildung einer selbstän¬
digen Republik Pfalz pnter Loslösung von Deutschland aus .
gesprochen und damit Hochverrat getrieben hat.

oc . Tauberbischofsheim, 28. Juni . Die im hiesigen Bezirk
vorgenommene freiwillige Kartosfrlsammlwng hatte ein Er¬
gebnis von nahezu 700 Zentnern .

sc . Donaueschingen , 28 . Juni . Nachdem Bürgermeister Schön
nicht mehr wiedergewählt worden ist, wird die hiesige Bür¬
germeisterstelle ausgeschrieben werden.

Wadiscbe Leitungsstimmen .
Neue schwere Opfer für die badischen Steuerzahler ! Deutz

„Heidelberger Tageblatt " wird von seinem „Karlsruher Mit¬
arbeiter " geschrieben: »

„Wir dürfen den Beamten , Bediensteten und Lehrern di«
Freude darüber gönnen , daß die AusgleichSzulagr, die von der
Regierung dem Parlament zur Annahme vorgelegt wurde»ihnen endlich den wirtschaftlichen Rückhalt gewährt, den sie
brauchen, um existieren zu können. Wird doch bei Abzug der
bisherigen Teuerungszulagen , die ja künftighin fortfallensollen, eins Aufbesserung in Kraft treten , die etwa 2200—8000Mark im Jahre beträgt . Das ist eine Summe , die allenBeamten und Lehrern eine auskömmliche Lebenshaltung zwermöglichen vermag . Und zudem soll die Ausgleichszulage mit '
rückwirkender Kraft vom 1 . März d. I . ab ausgestattet werden.Im ganzen wird die Zulage , wie schon mitgeteilt , eine Auf¬wendung von 58,8 Millionen Mart nötig machen . Wo aber
soll der Staat diese Summe und die im 5 . Nachtragsetat sonst
noch vorgesehenen Beträge in Höhe von etwa 22 MillionenMark hernehmen ? So gibt es nur eine Deckungsmöglichkeit ,falls man nicht die Pumpwirtschaft bis ins Phantastische ver,
größern will : die Erhöhung der Einkommens- «nd Vermögens-steuer . Die Regierung war sich dessen von vornherein bewußtdaß sie um eine solche Erhöhung nicht herumkommen würde ;und sie war sich ferner darüber klar, daß die Erhöhung so sei» I
müsse, daß sie dem Staat mindestens 100 Millionen Mürk er¬
übrigt . Eine Steuererhöhung in entsprechender Höhe Haidenn auch der Finanzminister bereits angekündigt. Diese An .
kündigung wird bei den erwerbenden Schichten unseres Voltesaber sicher nur wenig Freude auslösen . Wer nicht gerade all»Kriegsgewinnler oder Kriegslieferant Bombengeschäfte gemaiAund sich ein großes Vermögen zugelegt hat, der wird von diesenErhöhung der Steuer schwer betroffen werden. Industrie ,Handel und Gewerbe werden es wieder sein, die mit in erstenLinie die Steuer aufbringen müssen . Dabei ist aber die Lagefür den großen , aber Wohl besonders für den mittleren undHeineren Unternehmer allgemacht derart geworden, daß SNvielfach geradezu vor dem Ruin steht. Die Regierung hat disPflicht, setzt, nachdem sie nun auch den Beamten geholfen hat,sich des erwerbstätigen Mittelstandes in planmäßiger und
großzügiger Weise anzunehmen . Sonst werden wir hier einen
Zusammenbruch erleben , der unseren gesamten Wirtschafts¬körper aufs schwerste schädigen

'
müßte."

Aus der Dmdesbsuptstsdt .
* Die Boykottierung beS Wochenmarktes durch die hiesigenMarkt - und Ladeninhabervereinigungen ist wieder aufgehobenworden . Gestern vormittag war die gewählte Kommission bei

Minister Remmele vorstellig geworden und trug die Wünscheund Beschwerden der Händler und der Ekog vor. Der Mini¬
ster gab lt . „B . Pr ." nach etwa HLstndiger eingehenderAussprache
befriedigende Erklärungen und ersuchte die Kommission den Ver¬
kauf von Gemüse uno Obst wieder aufzunehmen. Darnachwurde beschlossen , die Wochenmärkte wieder zu befahren und
die Verkaufsläden wie vorher offen zu halten . Die Zufuhr
nach dem Wochenmarkt war denn auch heute vormittag wen«
auch schwach, so doch immerhin leidlich befriedigend.

Landestheater . Zum ersten Male wirbt in Karlsruhe die
Genossenschaft Deutscher Bühnenangehöriger für ihre Not¬
stands - und WohltätigkeitSkaffen. Das Erträgnis der Auf¬
rührung des „Trompeter von Säckingen" am Montag, den
80. Juni soll dem genannten Zwecke dienen. Die Kassen der
Bühnengenossenschast sind durch die Familien der zahlreichen
Kriegsgesalleneu . durch die hundert und aberhundert Kriegs¬
verletzten ihrer Erschöpfung nahe und bedürfen dringend der
Auffüllung . Die Genossenschaft Deutscher Bühnenangehöri¬
ger umfaßt zurzeit zirka 15 000 Mitglieder der Deutschen
Bühne ; sämtliche Kunstkategorien sind in ihr vertreten und
auch Angehörige des Bühnenarbeiterstandes . Das Ergebnis
kommt also weitesten Kreisen zugute.
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Die polizeiliche Meldestelle, sowie das Patz» und
Fundbüro find künftighin für daS Publikum geöffnet von
V,9 Uhr vormittags bis 12 Uhr mittags und von 1 Uhr
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vormittags bis 1 Uhr nachmittags . MS43
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Dienstag , 1 . Juli : Friihlingsluft. 7 Uhr. — Mittwoch,
2 . Juli : Dreimäderlhaus. 7 Uhr. — Donnerstag , 3-
Juli : Wo die Lerche fingt. 7 Uhr. — Freitag , 4. Juli :
Künstlerblut. 7 Uhr. — Samstag , 5. IM , Uraufführung :
Röslein ans der Heiden. 7 Uhr- — Sonntag , 6. Juli :
Rösleii ^ auf der Heiden. 7 Uhr-
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Zwei Jahreskurse mit wissenschaftlich theoretischem 4
Unterricht und praktischer Anleitung zu sozialer 4
Arbeit, sowie Abschlußprüfung- Beginn neuer ^
Kurse : Zweite Hälfte September - Satzung und ^
Auskunft durch die Leiterin , Fräulein vr . Schenck, ch

^ Sostenstraße 39/41 oder den Badischen Frauen - L
verein, Gartenstraße 49/51. 5

Der Vorstand.
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kvinkola inanes , Ink. W. vemanä
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Ich kaufe zu angemefs. Preisen :
Altertümliche MSdel jed Art.
Porzellane, , insbesond. figürliche
Darstellungen , wenn auch defekt,

Gemälde, Kupferstiche . Miniaturbildchen auf Elfenbein
od -Porzellan , Goldschmuck ält - od. neu . Art , auch Bruchgold.
/ KnIlqirltLIsnttsudlung Arnold ^ IsoNI
Kaiserstr . 140 , neben Moninger, Fernspr. 8166.

^ DrrimalWngrn. t
Leistungsfähiges Werk bietet konstruktiv durch .

^

) . oer narrsr - Zerrung . ^

Leistungsfähiges Werk bietet konstruktiv durch ,
gearbeitete erstklassige Dezimalbrücken -
Wagen » hergestellt als besondere Spezialität
in Großfabrikation unter Verarbeitung nur
besten Materials an und erbittet Anfragen
unter G . 648 an Exped. der Karlsr - Zeitung .

Wilhelm Siegrist , Maurer in Blankenloch, wurde
als Jagdhüter für den östlichen Teil der Gemarkung
Blankenloch bestellt und als solcher heute verpflichtet.

Karlsruhe , den 23 . Juni 1919 . M 944
Bezirksamt . O- Z204
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Die Stelle des .

der Amtsstadt Überlingen am Bodense « ist infolge
Zuruhesetzung des seitherigen Bürgermeisters neu zu
besetzen.

Für das Amt geeignete Bewerber werden gebeten,
ihre Gesuche unier Angabe des Lebenslaufs und der
Gehaltsansprüche bis zum 14. Jnli ds . Js > anher
einzureichen.

Dienstwohnung ist vorhanden- <8 .645
Überlingen , den 26. Juni 1919 .

Der Gemeinderat .

Die Stelle des Bürgermeisters der Stadtgemeinde
Kleinlaufenburg am Rhein ist auf Grund der neuen
Gemeindeordnung zu besetzen.

Geeignete Bewerber aus dem Verwaltungsdienst
oder andere für einen solchen Posten befähigte Persön¬
lichkeiten wollen ihre Eingabe unter Beifügung ihres
Lebenslaufs , der Zeugnisse sowie unter Angabe der
GehaltSansprüche bis spätestens den 10 . Juli 1919 beim
Gemeinderat einreichen. Nähere Auskunft über die Art
der Aufgaben usw- erteilt das Bürgermeisteramt ,

« leinlanfenbnrg , den 25 . Juni 1919
Der Gemeinderat : Fröhlich.
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Silber , Zi « » usw. kauft
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A» . « . Verkaufsgeschäft

Lammstr .6imHof . Tel -3546

2 ur >Hs» svn - Vvi *K> Igi » ,g
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nur VHNIimons "

Milli « ,oo » ist billig. 1 Röhre für V, bis 1 Morgen
M . 1 .80 . In Drogerien und Apotheken erhältlich,
wo nicht zu haben, durch uns direkt zu beziehen.

I Lhmistz'blrktmolvgWs Laboratorium .Milimoi -s"
,

Karlsruhe , Herreustratze 18.

Am 1. Juli ds . IS . kommt zum Btuuentarif
der srebeubah « Möckmühl - Dörzbach tJagsttal -
bahn ) der Nachtrag 5 zur Einführung . Die Gültigkeit
des Nachtrags ist gemäß 8 6 der Eisenbahn-Verkehrs-
Ordnung von der Aufsichtsbehörde genehmigt worden.
Nähere Auskunft erteilt die Unterzeichnete.

Berlin » den 25. Juni 1919 .
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^ Lrm - Holz ^
Buchenu- Eichen, z. Strecken
derKohlen, Forlen , Tannen
(Anfeuerholz), amtlich fest¬
gestellte Preise . Das Holz
wird auf Verlangen von 1
Zentner an aufwärts zuge¬

führt . Ausgabestelle:
Gerwigstraße 83

Fr.Kempermann
Krwpho « S20 S
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Haltestelle der elektrischen Bahn

MÄzWich
mit vielen Abbildungen
M . 3.35 . Guter Ton und
feine Sitten , Geschenkwerk
5.50. Die Gabe der ge-
wandten Unterhaltung 3.20.
Bekämpfung der Schüch.
ternheit 3L5. Die Kunst
des Gefallens 6.40. Lie-
besbriefsteller 3.20. Mo.
deiner Weg zur Ehe
3 .35 . Jede Dame ihre
Friseurin 3.10. Traum ,
buch 2 .65. Klavierschule
7 .40. Violinschule 6.50.
Zeichenschule 2. Schön¬
schreibschule 4 . Privat -
und Geschäftsbriefsteller
5 .50. Rechtschreibung Du .
den 6 .50. Aufsatzschule
5.75. Fremdwörterbuch
5 .75. Richtig Deutsch
5 .75 . Englisch 5 .75. Frau ,
zösischi 5.75 . Italienisch
5.75 . Böhmisch 5.75 . Un.
garisch 5.75 . Polnisch 5.75.
Russisch 5 .75 . Spanisch
5 .75 . Buchführung 5 .75.
Handelskorrespondenz 5.75.
Kontorpraxis 5.75 . Bank-
wesen 5 .75 . Rechtsformu.
larbuch 5 .75 . Reklamelehr,
buch 5 .75 . Handbuch für
Kaufleute 15 .—. 1000
chem. techn . Rezepte zu
Handelsartikeln 6 . Gar .

tenbuch 5 .75 . Schlipfs
preisgekröntes Lehrbuch
der Landwirtschaft 13FS.

Gegen Nachnahme L.
Schwarz L Co . Berlin
L . 14 Annenstr . 24 . G .324
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Oststr . 124 ? ervruk4050
IeIegrLMM-74ckre»se : Jom.

Badische Fcuer-
dersicherangsbanl

In Gemäßheit des 8 244,
H .-G .-B - zeigxn wir hier¬
durch an, daß Herr
Bankdirektor Rodert Nicolai

in Karlsruhe
neu in unseren Aufsichtsrat
gewählt worden ist.
Karlsruhe , 27 . Juni 1919 .

Der Borstand :
_ Or - Rapp .

Die Stelle des

MMlWiatS -

WÄM
der Amtsstal t Überlingen am
Bodensee ist infolge Zurück -
tretens des seitherigen In¬
habers neu zu besetzen.

Für das Amt geeignete
Bewerber wollen ihre Ge¬
suche unter Angabe des
Lebenslaufs und der Ge¬
haltsansprüche bis zum
14. IM ds. Js . anher ein¬
reichen . G -646
Überlingen, 26. Juni 1919.

Der Gemeinderat .

VÜMl. WWW
s . Streitige EerWtsbarteit.

- M .906 .2 Mannheim.
Schneidermeister Georg
Hatzenbiihler ' in Mann¬
heim, 14 3, 3, Prozetzbe-
vollmächtigter: Rechtskon¬
sulent Anton Mayer in
Mannheim , klagt gegen
den Max Bögt, Heilkun¬
diger, früher in Mann¬
heim, Q 4, 1, jetzt unbe-
kannten Aufenthalts , un¬
ter der Behauptung , daß
der Beklagte ihm für ge-
lieferte Schneiderarbei¬
ten restlich 56,50 M . schul,
de , mit dem Antrag auf
kostenfälkge Verurteilung

des Beklagten zur Zah¬
lung von 56 .50 M . nebst
4 Prozent ZinS hieraus
seit 1 . Januar 1915 und
das Urtäl für vorläufig
vollstreckbar zu erklären .
Zur mündlichen Verhand¬
lung des Rechtsstreits
wird der Beklagte vor daS
Amtsgericht hier Abt . Z.
9 , 2. Stock , Zimmer 114,
auf Donnerstag , den 25.
September 1919, vormit¬
tags 9 Uhr, geladen.
Mannheim , 23 . Juni 1919 .
Der Gerichtsschreiber des

Bad. Amtsgerichts Z. S.
M 947 . , Heidelberg. DK

unterm 31. Juli 1916 über
den Nachlaß der Holzhänd¬
ler Jakob Sberle , Witwe

Elkonorr geb - Schellenberger
hier angeordnete Nachlatz¬
verwaltung ist aufgehoben.
Heidelberg, 22. Juni 1919.

Bad Notariat l
als Nachlatzgericht.

MUBekanntniaAngeil
MlHItmHmg.
Aus den Erträgnisse »

vom Jahre 1919 der i»
Verwaltung der Stadtge¬
meinde Baden . Baden
stehenden Stiftung deS
am 13./25 . Februar 1893
zu St . Petersburg ver¬

storbenen Rentners Hein¬
rich Julius Nikolaus Beer
aus St . Petersburg sind
etwa 3300 M . verfügbar ,
welche an Abkommen der
verstorbenen Schwester
des Stifters , Adelheid ge¬
borene Beer , gewesene
Ehefrau des l >r . mect . Sa¬
muel Wangenheim zu Ri¬
ga in Livland , sofern die¬
selben an einer badischen
Universität ihre Studien

machen , als Beihilfe ge¬
geben werden sollen. Der
verfügbare Betrag soll zu
zwei Beihilfen Verwen¬
dung finden .

Soweit der erwähnte
Betrag wegen Ausfalls
der Beihilfe nicht in An-
spruch genommen wird,
muß die Hälfte davon a»
etwa sich meldende arme
Angehörige der Familie
des Stifters abgegeben
werden . G .630 .2. ''

Die - Gesuche um Zu-
Wendungen aus der Beer -
schen Familienstiftung
sind an den Stadtrat zu
Baden -Baden zu richte «
und spätestens bis 10.
Juli 1919 einzureichen.
Denselben sind die amtli¬
chen Nachweise über di«
Zugehörigkeit zur Ver¬
wandtschaft des Stifters !

beizufügen.
Wenn auf Zuwendung

nach Absatz 2 Anspruch
gemacht werden soll, ist
außerdem die B̂edürftig ,
keit nachzuweisen.

Baden -Baden ,
den 24. Juni 1919 .

Der Stadtrat .

Bauarbeiten.
Die Wasser- und Stra .

ßenbauinspektion Walds -,
Hut vergibt die Erd -, Be¬
ton-, Eisenbeton- und
Pflasterarbeiteck für den
Neubau der Dürrenbachst
brücke in Badisch Rhein-
seiden. M .919 .2.' Die Verdingungsunter¬
lagen sind auf dem Ge-
schaftszimmer der Inspek¬
tion einzusehen, wo auch
Angebotsvordrucke erhält¬
lich sind . Angebote sind
verschlossen und portofrei
mit der Aufschrift „Dür¬
renbachbrücke " , längstens
bis Montag , den 14. Jull
ds. Js ., vormittags 11
Uhr, bei der Inspektion
einzureichen, zu welche«
Zeit die Eröffnung im
Beisein der erschienene«
Bewerber stattfindet . Zu¬
schlagsfrist 14 Tage .

Verlegung einer Wasser¬
leitung beim Bahnhof
Mühlacker mit beil. 240 lfd.
m Rohrgraben , 240 lfd. ia
Muffenrohrleitung , drei
Schächten. Ausbau und
Wiedereinbau drei vorhan¬
dener Schachtarmaturen
nach Finanzministerialver -
ordnung vom 3. Jan . 19a«:
öffentlich zu vergeben. Be-
dingnishest und Lagepla «
bei der Bahnmeisterei II
Pforzheim zur Einsicht , da¬
selbst auch Abgabe der An¬
gebotsvordrucke . Kein Ver¬
sand nach auswärts . Auge,
bote verschlossen und post¬
frei bis zum Eröffnungs¬
zeitpunkt Mittwoch, den 16.
IM 1919 , vormittag » 10
Uhr, bei uns einzureichen.
Zuschlagsfrist 3 Wochen.
Karlsruhe , 20. Juni 1919.

Bahnbauinspekion I .

Kad-pM?. Güter».
Mit sofortiger Gültig¬

keit werden AnwendungS-
bedingunaen und Fracht¬
satz / c. 1?. ,4d (Gipsfteine
zur Düngerherstellung ) ge¬
ändert . M94S

Näheres in unserem Ta¬
rifanzeiger .
Karlsruhe , 27. Juni ISIS .

Generaldirektioa
der Bad. Sraatseisenlnchne «.
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